
-\ If - 45-1 Jr,'10 n - ~ ~ 'l der Beilagen zu den Srenographischen Protokollen -

Nr. ,215 7J - 129/J 

1983 -09- 29 

des Nationalrates XVI. Gesetzgebungsperiode 

A N F R 1\ G E 

~~. -:;"Jo 
der Abgeordnet:en'YTIr. Leitner 

und Gen05sen 

an den JBundeskanz ler *) 

betref f cn<.l Ubers tllnden lei.s l:Unqerl 

Im Jahre 1980 wurden in der ßundesverwaltung 34 / 6 Mio. Uber­

stunden geleistet, fU~ die 6 / 7 Mrd. Schilling aufg~wendet 

werden mußten. Tm Jahre 1381 ~tie0 dar Betrag, der f0r Uber­

stunden gezahlt werden mußte auf 7 / 3 Mrd. Schilling an. 

Die Bundesregierung hat angesJ,chts di'eses Am'/achsens der 

Kosten der Ub~~stunden beschlossen, daß im Jahr~ 1982 10 % der 

Uherstunden eingespart werd0n sollen. 

Die AnfragebAantwoctungen der einzelnen Bundesminister auf ~ie 

Anfragen der Ahgeordneten Leitner und Cenos3cn, die diese am 

6.12.1982 (2255/J - 2268/J) an die Mitglieder der Bundesregierung 

'über die UbcrBtundcnentwicklung im Jahre 1982 gestellt ha~en" 

lasRen die für die ersten sechs Monate des Jahres 1982 

angefUil.rtc.l1 Za.hlen vermuten f daß es im Jahre 1982 kaum gelungen 

ist, 10 % der Uberstunden einzusparen. Während der Bundesminister 

für Finanzen und der Bundeskanzler noch" in Anfragebeantwortungen 

vom Februaz 19d2, II-3467,XV. GP. und 1I-3452,XV.GP., die Auf­

fassung vertreten haben, daß "die Schaifung von Planstellen 

anstelle der Leistung von Uberstunden zwangsläufig zu einer 

Erhöhuna der PJ,anstellen führen mUßte und damit nicht nur das 

Gegenteil dessen eintreten wUrde, was von Oppositions-

parteien dauernd gefordert wird - nämlich die Reduzierung dei 

Planstellen - sondern auch ein wesentliches Element der 

Flexibili tät der öffentlichen Venvo llung ver loren gehen würde" 

*) erging' auch an alle anderen Mit,.!,'" • . ' '.: der Bundesregierung 

Von der Vervielfäl tigung und Vertc)~ 111:1':1 dieser - inhal tlich 
identischen - Anfragen wurde im Sinne des§ 23 Abs. 2 GO Ab­
stand genommen. 
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beschloß nunmehr elie sozialistische Koalitionsrcgic.rung, Ver­

b::aCjsbedienstcte.: verschiedener Kategorien über elen im Stellen­

plan festgesetzten Stand aufzunehmen und dafür die Hehrdienst­

leistungen drastisch einzuschränken. 

Um die Sinnhaftigkeit dieser Haßnahmen und die Kosten dafür 

beurteilen zu könilen, ist es unbcdin~(t erforderlich, 

die Entwicklung der Uberstunden im öffentlichen Dirnst genau 

zu kennen. 

Um einen Ub(~rblick über elie gelc:isteten Uberstunden Ulld 

Mehrdienstleistungen, über den Erfolg der beschlossenelt 

Einsparung im Jahre 1982 und im erst'en lIa.1.bj ahr 1983 sm·de 

Hber. d.te Mögl:i.chkei ten· bZ~·I. 1\us\Virkunge~ einer Uillwandlung der 

an~allenc1.en Uberstunden in Dienst:?osten 7.U erhalten: stell~n die 

unterfe.ctigten Abgeordneten an den· BundeskanzJ;er 

A n fra g e 

1. Wieviele Uberstunden und sonstigen Mehrdienstleistungen wurden 

in den Jahren 1982 und im ersten Halbjahr des Jahres 198j 

in Ihrem Ressortbereich geleistet und wie verteilen sich 

diese auf Zsntralverwaltung, auf vorgelagerte pienststellen 

und auf Betriebe oder betriebsähnliche Einrichtungen? 

2. Wie hoch ist der Betrag für Uberstunden und Mehrdienstleistungen, 

der 1982 unj im ersten Halbjahr des Jahres 1983 in Ihrem 

Ressortbereich erforderlich war ? 
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3. Wie hoch ist der Betrag für Uberstunden und Mehrdienst­

leistungen, der im ersten Halbjahr des Jahres 1983 in 

Ihrem Ressortbereich erforderlich war und wie verhält 

sich dieser im Ver~leich zum Vorjahr? 

4. Wieviele Uberstunden bzw. Mehrdienstleistungen wurden 1982 

auf Grund des Regierungsbeschlusses etngcspart? 

5. Wieviele de~ ~eleisteten Uberstunden bzw. Mehrdienst­

leistung8n fallen regelmäßig an? 

6. Wird in Ihrem Zusttindigkeitsbereich der Dienstpostenplan 

ausg~weitet und weite=e Arbeitskräfte anstelle der ge­

leisteten Uberstunden und Mehrdienstleistungen eingestellt? 

7. Wenn ja, wieviele Dienstposten wurden bzw. sollen dabei 

neu geschaffen werden? 

8. Sind Sie dafür, Teilzeitarbeitsplätze auch für pragmatisierte 

Bedienstete zu schaffen? 

9. Wenn nein, warum lehnen Sie die Teilzeitbeschäftigung 

pragmatisierter Bediensteter ab, obwohl eine solche Maßnahme 

arbeitsmarktpolitisch erwünscht ist? 
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